
 1

Positionen der Parteien zur Bundestagswahl 2009 

Politikbereich: Familie 
 

 

Thema Bündnis 90/ Die 
Grünen 

CDU/ 
CSU 

FDP Die Linke SPD DCV 

Kindergeld /  
Kinderzu-
schlag / Kin-
dergrundsi-
cherung 

Eigenständige und bedin-
gungslose Kindergrundsi-
cherung für alle Kinder, 
die besteuert wird (115)  
 
 

Anhebung des Kindergel-
des; ohne Angabe konkreter 
Beträge; Kindergeld ab dem 
dritten Kind verbessern (29) 
 
Verbesserung des Kinder-
zuschlages, um erwerbstäti-
ge Eltern vor Grundsiche-
rung zu bewahren (30) 

Kindergeld 200€ pro 
Kind, wenn keine Nut-
zung des Kinderfreibe-
trages (7) 
 

Erhöhung des Kin-
dergeldes auf 200€ 
und Einführung einer 
Kindergrundsiche-
rung unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus 
(15) 
 
Kinderzuschlag in 
ärmeren Familien 
erhöhen, insb. bei 
Alleinerziehenden 
(15) 
 
Kinderzuschlag und 
Kindergeld zu einer 
bedarfsorientierten 
Kindergrundsiche-
rung zusammenfüh-
ren und ausbauen 
(11)  

Kinderzuschlag in 
Verbindung mit 
Wohngeld weiter-
entwickeln; Wahl-
recht zwischen 
Kinderzuschlag 
und Wohngeld auf 
der einen und 
Grundsicherung 
auf der anderen 
Seite (18) 
 

Einkommensabhängige 
Kindergrundsicherung 
über bedarfsgerechte 
Kinderregelsätze und 
deutliche Ausweitung des 
Kinderzuschlags :  
Wahlrecht zwischen ALG 
II und Kinderzuschlag + 
Wohngeld, Abschaffung  
der Höchsteinkommens-
grenze, Auslaufen des 
Kinderzuschlags mit Ab-
schmelzrate 30 %.  
 
 
(umfassender Forde-
rungskatalog in „neue 
caritas“ 109 (2008) 17, S. 
25-48) 
 

Kinderregel-
sätze 
 

Regelsätze erforderlich, 
die tatsächlichen Bedarf 
abdecken. (115) 
 

  Eigenständiger Re-
gelsatz für Hartz IV 
Empfänger (bis 5 
Jahre 276€, bis 11 
Jahre 332€, bis 18 
Jahre 358€) (15) 

 bedarfsgerechte Kinderre-
gelsätze in Kombination 
mit befähigenden Sach-
leistungen. 
 

Elterngeld Bedarfsgerechter Sockel-
betrag für Geringverdie-
nende und Studierende 
(116) 
 
Ziel: Paritätische Auftei-
lung der Elternzeit zwi-

Weiterentwicklung durch 
Einführung eines Teileltern-
geldes, d.h. Wahl zwischen 
vollem und halbem Eltern-
geldmonat; Teilelterngeld-
bezug bis max. 28 Monate 
(29) 

Elterngeld an Bruttoer-
werbseinkommen knüp-
fen (35) 
 
Mindestelterngeld an 
die Empfänger von ALG 
II überprüfen (35) 

Elterngeldkonto, 12 
Monate pro Elternteil, 
Alleinerziehende 24, 
kann bis zum 7. Le-
bensjahr genommen 
werden, Mindestleis-
tung auf 450€ anhe-

Elterngeld und 
Partnermonate 
weiterentwickeln/ 
ausweiten; Eltern 
sollen gleichzeitig 
Elterngeld und 
Elternzeit in An-

Stellungnahme zu den 
Wirkungen und dem Re-
formbedarf beim Eltern-
geld erfolgt Anfang August 
über die BAGFW  
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Thema Bündnis 90/ Die 
Grünen 

CDU/ 
CSU 

FDP Die Linke SPD DCV 

schen Mutter und Vater 
(117) 

  ben, finanziert aus 
BürgerInnen Versi-
cherung (15) 

spruch nehmen 
können (33) 
 

Betreuungs-
geld 

Ablehnung Betreuungs-
geld (115) 

Befürwortung Betreuungs-
geld (29) 
 

Ablehnung Betreuungs-
geld (35) 
 

Ablehnung Betreu-
ungsgeld (115) 
 

 Das Betreuungsgeld wird 
in der Konstruktion als 
Ersatzleistung für die 
Nichtinanspruchnahme 
von öffentlicher Kinderta-
gesbetreuung abgelehnt. 

Steuerlicher 
Grundfreibe-
trag 

Aus Anhebung des Regel-
satzes für das ALG II 
ergibt sich Erhöhung des 
Grundfreibetrags von 
derzeit 8004 auf 8500 
Euro (52) 
 
 

Grundfreibetrag von 8.004 € 
für Erwachsene und Kinder 
(11) 
 

Grundfreibetrag von 
8004 € für Erwachsene 
und Kinder (6 f) 
 
 

Grundfreibetrag auf 
9300,-€ anheben (18) 
 
 

Umgestaltung der 
Kinderfreibeträge 
in einen Kinder-
grundfreibetrag, 
der alle Kinder 
einkommensunab-
hängig gleich för-
dert (27) 
 

Die vom DCV geforderte 
Erhöhung der Kinderregel-
sätze hat eine Erhöhung 
des Kinderfreibetrages zur 
Folge. Eine weitere Erhö-
hung des Kinderfreibetra-
ges birgt  jedoch Probleme 
in der Verteilungswirkung, 
weil davon insbesondere 
einkommensstärkere Fa-
milien profitieren. 
 
Der Kindergrundfreibetrag 
(SPD) stößt auf verfas-
sungsrechtliche Beden-
ken. 

Ehegatten-
splitting  

Ehegattensplitting im 
Rahmen der verfassungs-
rechtlichen Möglichkeiten 
zugunsten einkommens-
orientierter Kindergrundsi-
cherung abschaffen (116) 
 
steuer- und sozialpoliti-
schen Familienformen-
neutralität (117) 
 

Ehegattensplitting voll erhal-
ten (Bekenntnis zur Ehe als 
Kern der Familie) (11) 
 

 Individuelle Besteue-
rung durch Umwand-
lung des Ehegatten-
splittings (15, 26) 
 

Ehegattensplitting 
so verändern, dass 
für beide Partner 
Erwerbsanreize 
gegeben sind, die 
Steuerlast zwi-
schen den Eheleu-
ten gerecht verteilt 
wird und der Split-
tingvorteil bei ho-
hen Einkommen 
gekappt wird (33) 

 

sonstige 
steuerrechtli-
che Aspekte  

Eine Steuerklasse mit 
einem Tarif, persönlichen 
Freibeträge entsprechend 

Steuerpolitik: „leistungsge-
recht, familiengerecht, gene-
rationengerecht und krisen-

Absetzbarkeit von Kin-
derbetreuungskosten 
und Pflegekosten bis 

Ausweitung des er-
mäßigten Umsatz-
steuersatzes von 7% 

 DCV kritisch gegenüber 
Steuersenkungsverspre-
chen, um die Handlungs-
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Thema Bündnis 90/ Die 
Grünen 

CDU/ 
CSU 

FDP Die Linke SPD DCV 

anpassen. Ziel Individual-
besteuerung (53) 
 
 

fest“ (9) 
 
Ablehnung von Steuererhö-
hungen, auch auf Energie-
preise (9) 
 
Familiengerechte Ausgestal-
tung der Erbschaftssteuer 
(11) 

12.000€/Jahr; Steuer-
klasse V abschaffen (7) 
 
 

auf Produkte und 
Dienstleistungen für 
Kinder (19) 
 

fähigkeit des Staates für 
seine sozialen Aufgaben 
zu erhalten. 

Familienhilfe Frühe Hilfen ausbauen 
(114) 
 
Gutes Netz von sozialen 
Diensten gerade für Al-
leinerziehende (115) 

Weiterentwicklung von An-
geboten der Familienbildung 
und der Erziehungs- und 
Familienberatung – für El-
tern und Großeltern (30) 
 
Mütter- und Väter-Kind-
Kuren als Kassenleistung 
belassen (30) 
 
Wirksames Netz früher 
Hilfen (31) 

   Spezifische Förderung von 
Familien in besonderen 
sozialen Schwierigkeiten 
oder langjähriger Abhän-
gigkeit von Grundsiche-
rungstransfers (z.B. Haus-
haltsorganisationstraining, 
Ausbau früher Hilfen). 
 
Spezifische Förderung von 
armen Familien mit Migra-
tionshintergrund. 

Vereinbarkeit 
von Familie 
und Beruf 

 Ziel: „Familiengerechte 
Arbeitsplätze und nicht ar-
beitsplatzgerechte Familien“ 
 
Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf verbessern durch: 
• Familienbedingte Teilzeit, 
• Abgestufte Teilzeit nach 

Erziehungsfreistellung, 
• Kinder-Bonuszeit, 
• Zeitkonten, 
• Telearbeitsplätze, 
• Familienphasen für Müt-

ter und Väter für die 
Betreuung der Kinder, 
aber auch von Pflegebe-
dürftigen 

� Vorbildfunktion des öf-
fentl. Dienstes (30) 

Elternzeit flexibler ges-
talten (35)  

Arbeitszeit allgemein 
verkürzen, für besse-
re Vereinbarung von 
Familie und Beruf (5, 
6) 
 

Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie 
einführen: Arbeits- 
Wertguthaben-
Langzeitkonto um 
flexible Entnahme 
für Weiterbildung, 
Kindererziehung 
oder Pflege von 
Angehörigen (19);  
 
Anspruch auf Teil-
zeitarbeit auch 
befristet mit einer 
Mindestdauer von 
2 Jahren für die 
bessere Verein-
barkeit von Beruf 
und Familie (21) 

Für bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, 
insbesondere auch für 
Alleinerziehende. 
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Grünen 

CDU/ 
CSU 

FDP Die Linke SPD DCV 

Kinderbetreu-
ung 
 

Rechtsanspruch auf quali-
tativ hochwertige ganztä-
gige Bildung, Betreuung 
und Erziehung für alle 
Kinder ab dem ersten 
Lebensjahr und ein be-
darfsdeckendes Angebot 
an Kitas und Kindergärten 
(113) 
 
Zugang zu Förderung 
(KITA) unabhängig von 
Berufstätigkeit der Eltern 
 
KITA: Elternbeiträge nach 
Einkommen staffeln und 
schrittweise abbauen 
Erster Schritt Betreuungs-
jahr für jedes Kind gebüh-
renfrei. (114) 

Kindergartenbesuch langfris-
tig beitragsfrei(30) 
 

Bildungs- und Betreu-
ungsgutscheine ab dem 
ersten vollendeten Jahr 
einführen,  
Stärkere Kooperation 
von Kindertagesstätten 
und Grundschulen, 
Kindertagesstätten hin 
zu „Familienzentren“; 
Pro Vielfalt von Trägern, 
d.h. auch privat-
gewerblichen (46) 
 

 Anspruch auf 
Ganztagesbetreu-
ung (33) 
 
Ausbau der Kinder-
tagesstätten zu 
Eltern-Kind-
Zentren (33) 
 

Der Ausbau von Kitas zu 
Familienzentren wird un-
terstützt. 
 
Damit es allen Kindern 
möglich ist, Angebote für 
Erziehung, Bildung und 
Betreuung zu nutzen, 
müssen diese mittelfristig 
beitragsfrei angeboten 
werden.  Auf jeden Fall 
sollte das erste Jahr der 
institutionellen Betreuung 
beitragsfrei gestaltet wer-
den. 
 
Hinsichtlich der öffentli-
chen Förderung von pri-
vat-gewerblichen Anbie-
tern wird die Gefahr einer  
größeren sozialen  Segre-
gation gesehen. Der Aus-
bau von Betriebskinder-
gärten wird unterstützt. 
 

sonstige 
familienpoliti-
sche Forde-
rungen 

Familien- und Kindschafts-
recht überprüfen, ob es 
den veränderten Lebens-
formen mit und von Kin-
dern noch gerecht wird 
(117) 
 
Vielfalt der Familienfor-
men anerkennen und 
angemessen fördern (117) 
 
Übernahme von Behand-
lungskosten für Reproduk-
tionsmedizin (117) 
 

Sinkende Kinderzahlen nicht 
zur Verringerung der Aus-
gaben für Familien, Kinder 
oder Bildung nutzen sondern 
zur Erhöhung der aufge-
wendeten Mittel pro Kind 
(30) 
 
Familienleistungen „aus 
einer Hand“ (30) 
 
Unterstützung von Alleiner-
ziehenden (30) 
 
Keine rechtliche Gleichstel-

Früherkennungsunter-
suchungen fördern, 
Kindeswohlgefährdung 
verringern; Modelle der 
Frühprävention stärken 
(35) 
 
Gewährung des staatli-
chen Unterhaltsvor-
schusses bis zur Voll-
jährigkeit ermöglichen; 
Bezugsdauer auf 36 
Monate verkürzen (35) 
 
Geförderte private Al-

Unterhaltsvorschuss-
leistungen nicht beim 
Wohngeld anrech-
nen; volle Anrech-
nung des Kindergel-
des rückgängig ma-
chen und zeitliche 
Beschränkungen bei 
der Bezugsberechti-
gung abschaffen (11) 
 
Solidarausgleich in 
gesetzlicher Rente 
stärken: Kinder-
betreuung, Pflege 

Unterhaltsvor-
schuss flexibel 
gestalten (33) 
 
Erziehungsarbeit 
ausbildungstech-
nisch und in der 
Entlohnung auf-
werten (23) 
 
Eingetragene 
gleichgeschlechtli-
che Lebenspart-
nerschaften der 
Ehe gleichstellen 
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Thema Bündnis 90/ Die 
Grünen 

CDU/ 
CSU 

FDP Die Linke SPD DCV 

Gemeinschaftliche Adop-
tion durch eingetragene 
Lebenspartnerschaften 
und auf Dauer angelegte 
nicht-eheliche Lebensge-
meinschaften ermöglichen 
(118)  

lung von nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften 
sowie von gleichgeschlecht-
lichen Partnerschaften mit 
der Ehe (29) 
 
Entlastung von Familien mit 
behinderten Mitgliedern von 
Bürokratie; Erhöhung des 
Behindertenpauschbetrags 
(30) 
 
Kindererziehung noch bes-
ser in der Rente berücksich-
tigen (22) 

tersvorsorge auch für 
Selbständige, Kinderer-
ziehungszeiten berück-
sichtigen (17) 
 
Rechte der Lebenspart-
nerschaften stärken 
(36) 

und niedrige Löhne 
aufwerten (14) 
 

alle Familienformen 
gleichstellen: Adopti-
onsrecht für lesbi-
sche und schwule 
Paare einführen. 

 

(36) 

Gleichberech-
tigung/Frauen 

40 Prozent Frauenanteil in 
Aufsichtsräten. Einführung 
Gleichstellungsgesetz für 
den privaten Sektor (50) 
 
Steigerung der Frauener-
werbsquote durch Umbau 
Sozialversicherungen und 
Steuersystem, perspekti-
visch die vom Partner 
abgeleiteten Ansprüche 
zugunsten einer individu-
ellen Absicherung ab-
schaffen. Gewaltschutz-
gesetz Beratungsstellen 
und Frauenhäuser bleiben 
aber weiterhin notwendig. 
Frauenhausfinanzierung 
muss staatliche Pflichtauf-
gabe werden, der Bund 
muss gemeinsam mit den 
Ländern wirksamen 
Schutz und Unterstützung 
gewaltbetroffener Frauen 
und Kinder sichern (184) 

 Grundsatz der Ge-
schlechtergleichstellung 
uneingeschränkt um-
setzen (37) 
 

Gegen die Benachtei-
ligung von Frauen 
vorgehen durch 
Gleichstellungsge-
setz (5, 7) 
 

Gleichberechti-
gung: Lohnlücke 
zwischen Männern 
und Frauen schlie-
ßen, Frauenquote 
für Führungskräfte 
einführen (18) 
 

Für ein ausgewogenes 
Verhältnis von Männern 
und Frauen in Führungs-
positionen (Bei der Caritas 
selbst werden 50 % ange-
strebt. Delegiertenver-
sammlung 2008, neue 
caritas 109 (2008), 20, S. 
31ff, Anm. 24.) 
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CDU/ 
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Schwanger-
schaft/Geburt 

Schwangerschaftskonflikt-
situationen: Pflichtbera-
tung wird abgelehnt, e-
benso strafrechtliche 
Verfolgung von Abbrüchen 
ab. Einfacher Zugang zur 
„Pille danach“ (185) 
 

 Schaffung einer 
Rechtsgrundlage zur 
anonymen Geburt (37) 
 
Künstliche Befruchtung 
allen Menschen unab-
hängig vom Familien-
stand rechtlich offen-
stehen (36) 
 
 

Abschaffung der 
Strafbarkeit von 
Schwangerschafts-
abbrüchen (41) 

  
 

 


